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48. Bekanntmachung 

 

 

der 1. Verlängerung der Geltungsdauer der Satzung 
über die 36. Veränderungssperre für den Bereich des 

Bebauungsplans Unna Nr. 152 "Bornekampstraße / Bergpfad" 
 
Aufgrund der §§ 16 und 17 des Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634); zuletzt geändert durch Artikel 1, 2 G zur 
sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städ-
tebaurecht vom 4.1.2023 (BGBl. I Nr. 6) sowie der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 f der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 G zur Einfüh-
rung digitaler Sitzungen für kommunale Gremien und zur Änderung kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 13.4.2022 (GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner 
Sitzung am 24.08.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Gegenstand der Satzung 
 

Die am 01.10.2021 in Kraft getretene Satzung über die 36. Veränderungssperre für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 152 „Bornekampstraße/Bergpfad“ wird um ein 
Jahr verlängert. 
 
 

§ 2 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 

Die Satzung tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von 
einem Jahr außer Kraft. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und 
soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist (§ 17 Abs. 5 BauGB). 

 
Unna, den 28.08.2023 
  
  
gez. Dirk Wigant  
Der Bürgermeister  
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird folgender Beschluss des Rates der Kreisstadt Unna vom 24.08.2023 öffentlich 
bekannt gemacht: 
 
„Der Rat der Kreisstadt Unna beschließt gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB die Verlängerung 
der am 01.10.2023 in Kraft getretenen 36. Veränderungssperre für den Bereich des Be-
bauungsplans Unna Nr. 152 "Bornekampstraße / Bergpfad" um ein Jahr als Satzung (Anla-
ge 1).“ 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung Verletzungen von Verfah-
rens- und Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht, 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Unna vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Unna, den 28.08.2023  
 
 
gez. Dirk Wigant 
Bürgermeister 
 

 
 
Abl.KrStUN 15 – 48 / 29. August 2023 
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49. Bekanntmachung 

 

 
2. Änderungssatzung vom 28.08.2023 der Stiftungssatzung 

Carlernst Kürten-Stiftung 
 

Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Einführung digitaler Sit-
zungen für kommunale Gremien und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), jeweils in dem bei Beschlussfassung gültigen Wort-
laut, hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 24.08.2023 folgende Stiftungs-
satzung der Carlernst Kürten-Stiftung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Stiftung führt den Namen: Carlernst Kürten-Stiftung. 
 
(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Unna / Westfalen. 

 
(3) Die Stiftung ist eine unselbständige Stiftung ohne eigene Rechtspersönlichkeit in der 

Verwaltung der Kreisstadt Unna und wird folglich von dieser im Rechts- und Ge-
schäftsverkehr vertreten. 

 
(4) Das Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 
Zweck der Stiftung 

 
(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
(2) Zweck der Stiftung ist grundsätzlich die Förderung von Kunst und Kultur. Hierbei han-

delt es sich speziell um die Aufbereitung des künstlerischen Nachlasses des Carlernst 
Kürten in Verbindung mit der Zugänglichkeit dieses Nachlasses für die Öffentlichkeit. 
Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

 
a) die Sammlung, Archivierung, Aufbereitung und Publikation der Werke von Car-

lernst Kürten 
 

b) das Aufbewahren und Zeigen der Objekte in den Atelierräumen, in denen der 
Künstler gearbeitet hat 

 
c) Führungen durch die Atelierräume 
 
d) Vorträge über den Künstler und seine Kunstwerke, Vorträge zum Thema Kunst  
 
e) Künstlerische Veranstaltungen wie z.B. Ausstellung von Kunstwerken des Car-

lernst Kürten zu bestimmten Themen 
 
f) des Weiteren die Präsentation von Werken artverwandter Künstler 
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(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Leistungen der Stiftung besteht nicht. 

 
§ 3 

Gemeinnützigkeit 
 
(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 
 
(2) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  
 
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 4 
Stiftungsvermögen  

 
(1) Die Stiftung ist mit einem Anfangsvermögen ausgestattet, das aus dem künstleri-

schen Nachlass des Carlernst Kürten besteht und sich mit Stichtag vom 01.01.2002 
nach Maßgabe der anliegenden Vermögensaufstellung auf 175.000 € beläuft. 

 
(2) Dem Stiftungsvermögen wachsen die Zuwendungen Dritter zu, sofern diese Zuwen-

dungen (Zustiftungen) ausdrücklich dazu bestimmt sind. 
 

(3) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert durch geeignete Maßnahmen ungeschmä-
lert zu erhalten 

 

(4) Zur Werterhaltung gewährt die Kreisstadt Unna der Stiftung einen jährlichen Zu-
schuss nach Maßgabe des Haushaltsplanes, der insbesondere für anfallende Be-
triebskosten (z.B. Miete, Strom, Heizung, Wasser, Reinigung etc.) Verwendung finden 
soll. 
 

(5) Das Stiftungsvermögen ist im Haushalt der Kreisstadt Unna gesondert nachzuweisen, 
besitzt jedoch keinen eigenen Rechnungskreis. 

 
§ 5 

Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 
 
(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus 

Zuwendungen, die nicht ausdrücklich zur Stärkung des Stiftungsvermögens bestimmt 
sind.  

 
(2) Die Stiftung kann ihre Mittel einer Rücklage zuführen, soweit dies im Rahmen der 

steuerlichen Gemeinnützigkeit zulässig ist.  
 

§ 6 
Stiftungsrat 

 
(1) Einziges Gremium der Stiftung ist der Stiftungsrat. 

 
(2) Der Stiftungsrat besteht aus folgenden Mitgliedern: 
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a) die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister der Kreisstadt Unna (die/ der Vorsitzen-
de), für die Vertretung gelten die Vorschriften des § 68 GO NRW; 

b) die Kämmerin/ der Kämmerer der Kreisstadt Unna (stellvertretende/r Vorsitzen-
de), vertreten durch die Bereichsleitung des Finanzmanagements; 

c) die/der Vorsitzende des Kulturausschusses der Kreisstadt Unna, vertreten durch 
die/den stellvertretende/n Vorsitzende/n des Kulturausschusses der Kreisstadt 
Unna. 

 
(3) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dür-

fen keine Vermögensvorteile zugewendet werden. 
 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

 

(1) Der Stiftungsrat beschließt die Verwendung der Stiftungsmittel, auf Grundlage eines 
testierten Vermögensnachweises. 
 

(2) Der Stiftungsrat überwacht die Umsetzung des Stiftungswecks. 
 

(3) Der Stiftungsrat sollte mindestens einmal jährlich zusammentreten. Er ist beschluss-
fähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. 

 
(4) Beschlüsse werden mit Mehrheit gefasst. Bei Stimmgleichheit gibt die Stimme des 

Vorsitzenden, ersatzweise des Stellvertreters den Ausschlag. Beschlüsse sind schrift-
lich festzuhalten.  

 
§ 8 

Auflösung der Stiftung 
 

(1) Der Rat der Kreisstadt Unna kann die Stiftung auflösen, wenn die Umstände es nicht 
mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu erfüllen. 

 

(2) Im Fall der Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist de-
ren Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken im Sinne von § 2 dieser Stiftungssat-
zung zu verwenden, d.h. an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder an eine 
andere steuerbegünstigte Körperschaft zu übertragen zwecks Verwendung für einen 
gemeinnützigen Zweck, der dem Zweck der Stiftung entspricht oder jedenfalls ver-
wandt ist. 

 
§ 9 

Zuständigkeiten des Rates der Kreisstadt Unna 
 
Der Rat der Kreisstadt Unna ist zuständig für die: 
 
a) Beschlussfassung über Änderungen der Stiftungssatzung gem. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) 

der GO NRW; 
b) Beschlussfassung über die Umwandlung des Zwecks, die Zusammenlegung und die 

Aufhebung der Stiftung einschließlich des Verbleibs des Stiftungsvermögens gemäß § 
41 Abs. 1 Satz 2 lit. o) der GO NRW; 

c) Beschlüsse die zur Änderung der Satzung führen, dürfen in jedem Fall erst nach Einwil-
ligung der zuständigen Finanzbehörde ausgeführt werden. 

 



108 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 

dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht, 

 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
Unna, den 28.08.2023 

 
 
gez. Dirk Wigant 
Bürgermeister 

 
 
 

Abl.KrStUN 15 – 49 / 29. August 2023 
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50. Bekanntmachung 

 
 

3. Änderungssatzung vom 28.08.2023 der Stiftungssatzung 
Sybil-Westendorp-Stiftung 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Einführung digitaler Sit-
zungen für kommunale Gremien und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), jeweils in dem bei Beschlussfassung gültigen Wort-
laut, hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 24.08.2023 folgende Stiftungs-
satzung der Sybil-Westendorp-Stiftung beschlossen: 

 

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Stiftung führt den Namen: Sybil-Westendorp-Stiftung. 
 
(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Unna/Westfalen. 

 
(3) Die Stiftung ist eine unselbständige Stiftung ohne eigene Rechtspersönlichkeit in der 

Verwaltung der Kreisstadt Unna und wird folglich von dieser im Rechts- und Ge-
schäftsverkehr vertreten. 

 
(4) Das Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 
Zweck der Stiftung 

 
(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
(2) Zweck der Stiftung ist zum einen die Aufbereitung des künstlerischen Nachlasses der 

Stifterin in Verbindung mit dessen Zugänglichkeit für die Öffentlichkeit, zum anderen 
die Förderung der Internationalen Komponistinnen Bibliothek. Dieser Zweck wird 
insbesondere verwirklicht durch: 

 
a) die Durchführung und Förderung von musikwissenschaftlichen Veranstaltungen 

und Forschungsvorhaben; 
 

b) der Sammlung, Archivierung, Aufbereitung und Publikation von Kompositionen; 
 

c) der Veranstaltung von Festivals und Konzerten mit den Werken von Komponistin-
nen; 
 

d) der Auswertung von Kompositionen für musikwissenschaftliche Zwecke und für 
Aufführungszwecke; 
 

e) die Unterhaltung eines Klangarchivs; 
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f) der Förderung und Unterstützung junger und noch unbekannter Komponistinnen, 
insbesondere durch die Austragung eines Wettbewerbs für Komposition und des 
internationalen Komponistinnenfestivals. 

 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Leistungen der Stiftung besteht nicht. 

 
§ 3 

Gemeinnützigkeit 
 
(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 
 
(2) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  
 
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 4 
Stiftungsvermögen 

 
(1) Die Stiftung wird mit einem Anfangsvermögen ausgestattet, das aus dem Nachlass 

der Stifterin besteht und sich mit Stichtag vom 01.05.2000 nach Maßgabe der anlie-
genden Vermögensaufstellung auf 511.355,73 € (= 1.000.124,64 DM) beläuft. 

 
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert durch geeignete Maßnahmen ungeschmä-

lert zu erhalten 
 
(3) Dem Stiftungsvermögen wachsen die Zuwendungen Dritter zu, sofern diese Zuwen-

dungen (Zustiftungen) ausdrücklich dazu bestimmt sind. 
 
(4) Das Stiftungsvermögen ist im Haushalt der Kreisstadt Unna gesondert nachzuweisen, 

besitzt jedoch keinen eigenen Rechnungskreis. 
 

§ 5 
Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

 
(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus 

Zuwendungen, die nicht ausdrücklich zur Stärkung des Stiftungsvermögens bestimmt 
sind.  

 
(2) Die Stiftung kann ihre Mittel einer Rücklage zuführen, soweit dies im Rahmen der 

steuerlichen Gemeinnützigkeit zulässig ist. 
 

§ 6 
Stiftungsrat 

 
(1) Einziges Gremium der Stiftung ist der Stiftungsrat. 

 
(2) Der Stiftungsrat besteht aus folgenden Mitgliedern: 
 

a) die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister der Kreisstadt Unna (die/ der Vorsitzen-
de), für die Vertretung gelten die Vorschriften des § 68 GO NRW; 
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b) die Kämmerin/ der Kämmerer der Kreisstadt Unna (stellvertretende/r Vorsitzen-
de), vertreten durch die Bereichsleitung des Finanzmanagements; 

c) die/der Vorsitzende des Kulturausschusses der Kreisstadt Unna, vertreten durch 
die/den stellvertretende/n Vorsitzende/n des Kulturausschusses der Kreisstadt 
Unna. 

 
(3) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dür-

fen keine Vermögensvorteile zugewendet werden. 
 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

 

(1) Der Stiftungsrat beschließt die Verwendung der Stiftungsmittel, auf Grundlage eines 
testierten Vermögensnachweises. 

 

(2) Der Stiftungsrat überwacht die Umsetzung des Stiftungswecks. 
 

(3) Der Stiftungsrat sollte mindestens einmal jährlich zusammentreten. Er ist beschluss-
fähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. 

 

(4) Beschlüsse werden mit Mehrheit gefasst. Bei Stimmgleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden, ersatzweise des Stellvertreters den Ausschlag. Beschlüsse sind schrift-
lich festzuhalten.  

 
§ 8 

Auflösung der Stiftung 
 
(1) Der Rat der Kreisstadt Unna kann die Stiftung auflösen, wenn die Umstände es nicht 

mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu erfüllen. 
 

(2) Im Fall der Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist de-
ren Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken im Sinne von § 2 dieser Stiftungssat-
zung zu verwenden, d.h. an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder an eine 
andere steuerbegünstigte Körperschaft zu übertragen zwecks Verwendung für einen 
gemeinnützigen Zweck, der dem Zweck der Stiftung entspricht oder jedenfalls ver-
wandt ist. 

 
§ 9 

Zuständigkeiten des Rates der Kreisstadt Unna 
 

Der Rat der Kreisstadt Unna ist zuständig für die: 
 

a) Beschlussfassung über Änderungen der Stiftungssatzung gem. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) 
der GO NRW; 

b) Beschlussfassung über die Umwandlung des Zwecks, die Zusammenlegung und die 
Aufhebung der Stiftung einschließlich des Verbleibs des Stiftungsvermögens gemäß § 
41 Abs. 1 Satz 2 lit. o) der GO NRW; 

c) Beschlüsse die zur Änderung der Satzung führen, dürfen in jedem Fall erst nach Einwil-
ligung der zuständigen Finanzbehörde ausgeführt werden. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 

dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht, 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 

Unna, den 28.08.2023 
 

 
gez. Dirk Wigant 
Bürgermeister 

 
 
 
Abl.KrStUN 15 – 50 / 29. August 2023 
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51. Bekanntmachung 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen  
vom 28.08.2023 -Autoschau- 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
vom 16.11.2006 (G.V. NRW S. 516) geändert durch Gesetz vom 22.03.2018 (GV. NRW. S. 
172) i. V. m. §§ 1 und 25 ff des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den (Ordnungsbehördengesetz - OBG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV NRW S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.06.2021 (GV. NRW. S. 
762), wird von der Kreisstadt Unna als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss Rates 
der Kreisstadt Unna vom 24.08.2023 für das Gebiet der Kreisstadt Unna folgende ord-
nungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
 
Verkaufsstellen dürfen am 24.09.2023 in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

§ 2 
 
Die Regelung wird innerhalb des Ortsteiles Unna-Mitte auf den Bereich  
 

Rathausplatz, Bahnhofstraße, ab Haus Nr. 48, Markt, Schäferstraße, Gerh.-Hauptmann-
Straße bis Klosterstraße, Massener Straße, Teilstück zwischen Lindenplatz und Markt, 
Gürtelstraße zwischen Massener Straße und Flügelstraße, Flügelstraße, Hertingerstra-
ße innerhalb des Verkehrsringes, Wasserstraße innerhalb des Verkehrsringes, Morgen-
straße innerhalb des Verkehrsringes, s. anliegenden Lageplan, für den Bereich „Neue 
Mühle“ auf den Drogeriemarkt Rossmann und das Schuhhaus Deichmann, 

 
begrenzt.  
 

§ 3 
 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen der §§ 1 und 2 

Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten offenhält oder in 
diesen Geschäftszeiten andere als die zugelassenen Waren verkauft.  

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungs-

zeiten mit einer Geldbuße bis 5000,00 € geahndet werden.  
 

§ 4 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach Bekanntmachung in Kraft.  
 
Unna, 28.08.2023 
 
Kreisstadt Unna als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister 

 
 

gez. Wigant  
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufs-
stellen aus besonderem Anlass wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser 
Verordnung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  
 

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet,  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Unna, 28.08.2023 
 
Kreisstadt Unna als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Wigant 

 

 
Abl.KrStUN 15 – 51 / 29. August 2023 
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52. Bekanntmachung 
 
 

Jahresabschluss der Stadtwerke Unna GmbH für das Geschäftsjahr 2022 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Unna GmbH stellt den von der Göken, 
Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH geprüften und testierten Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr 2022 fest. 
 
 

“Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

An die Stadtwerke Unna GmbH, Unna 
 

Vermerk über die Prüfung des Abschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Unna GmbH, Unna – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der Stadtwerke Unna GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
der Stadtwerke Unna GmbH zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 und 

 
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Stadtwerke Unna GmbH. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unse-
re Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt “Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts” 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unterneh-
men unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-
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einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadtwer-
ke Unna GmbH vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die in-
ternen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Stadtwerke Unna GmbH zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadtwerke Unna GmbH ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Stadtwerke Unna GmbH vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine 
weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres Be-
stätigungs-vermerks. 
 
 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten  
nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2022 eingehalten hat. Darüber hinaus haben wir die Tätig-
keitsabschlüsse für die Tätigkeiten 
 

• Elektrizitätsverteilung, 
• Gasverteilung, 
• Messstellenbetrieb, 
• Ladepunkte (Entwicklung, Verwaltung oder Betrieb von Ladepunkten für Elektromo-

bile nach § 7c Absatz 2 EnWG). 
 
nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG sowie § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG – bestehend jeweils aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie die als Anlage beigefügten Angaben 
zu den Rechnungslegungsmethoden für die Aufstellung der Tätigkeitsabschlüsse – ge-
prüft. 
 
• Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 

Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen wesentlichen Belangen eingehal-
ten. 

 
• Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entsprechen die beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Führung getrennter Konten 
und der Tätigkeitsabschlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung 
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des IDW Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F. 
(07.2021)) durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt “Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung 
der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG” wei-
tergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-
sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qua-
litätssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschafts-
prüferpraxis (IDW QS 1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für die Einhaltung der 
Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b 
Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten. Die 
gesetzlichen Vertreter sind auch verantwortlich für die Aufstellung der Tätigkeitsabschlüs-
se nach den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Pflichten zur Führung getrennter Konten einzu-
halten. 
 
Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Tätigkeitsabschlüsse entspricht der 
im Abschnitt ”Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht” hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen 
Verantwortung mit der Ausnahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss kein unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Tätigkeit zu 
vermitteln braucht. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung der Einhaltung der Rechnungsle-
gungs-pflichten der Gesellschaft nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungsle-
gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 
 
• ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 

3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen wesentlichen Belangen 
eingehalten haben und 

 
• ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den deutschen Vorschriften 

des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG entsprechen. 
 
Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den Bestätigungsvermerk aufzu-
nehmen, der unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 
6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG beinhaltet. 
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Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 
4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten umfasst die Beurteilung, ob die Zuordnung 
der Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG: sowie nach § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und der Grundsatz der Stetigkeit 
beachtet wurde. 
 
Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Ab-
schnitt “Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts” hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen Verantwortung mit 
der Ausnahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeitsabschluss keine Beurteilung der 
sachgerechten Gesamtdarstellung vornehmen können. 
 
 
Düsseldorf, 6. Juli 2023 Göken, Pollak und Partner 
 Treuhandgesellschaft mbH 
  
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 
 Steuerberatungsgesellschaft 
  
  
 gez. (Reuter) gez. (Pencereci) 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer“ 
 
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht für das Geschäftsjahr 2022 
können bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwaltungsgebäude der 
Stadtwerke Unna GmbH, Heinrich-Hertz-Str. 2, 59423 Unna während der Dienststunden 
(Mon-tag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr und Freitag von 08:30 Uhr bis 11:30 
Uhr) ein-gesehen werden. 
 
Der Jahresabschluss der Stadtwerke Unna GmbH für das Geschäftsjahr 2022 sowie der Be-
stätigungsvermerk werden hiermit veröffentlicht. 

 
Unna, 24.08.2023 
 
 
gez. Jürgen Schäpermeier 
Geschäftsführer 

 

 
 

Abl.KrStUN 15 – 52 / 29. August 2023 
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53. Bekanntmachung 
 
 

Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH 
für das Geschäftsjahr 2022 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH stellt den 
von der Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft/ Steuerberatungsgesellschaft geprüften und testierten Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr 2022 fest. 
 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

an die Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH, Unna 
 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH, Unna – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH zum 31. Dezember 2022 sowie ih-
rer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unse-
re Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt “Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts” unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-
ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
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berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 
von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-
zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Wirtschaftsbetriebe der Stadt 
Unna GmbH vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nach-weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Be-
stätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schluss-prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als we-sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine 
weiter-gehende Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
Düsseldorf, 7. Juli 2023 Göken, Pollak und Partner 

Treuhandgesellschaft mbH 
 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 
Steuerberatungsgesellschaft 

  
  
 gez. (Reuter)  gez. (Pencereci) 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer“ 
 
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht für das Geschäftsjahr 2022 
können bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwaltungsgebäude der 
Stadtwerke Unna GmbH, Heinrich-Hertz-Str. 2, 59423 Unna während der Dienststunden 
(Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr und Freitag von 08:30 Uhr bis 
11:30 Uhr) eingesehen werden. 
 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für das Geschäftsjahr 
2022 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit veröffentlicht. 
 
 
Unna, 28. August 2023 
 
 
gez. Ines Brüggemann 
Geschäftsführerin 
 
 

 
Abl.KrStUN 15 – 53 / 29. August 2023 
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54. Bekanntmachung  
 
 

Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH 
für das Geschäftsjahr 2022 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH stellt den 
von Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft/Steuerberatungsgesellschaft geprüften und testierten Konzernabschluss für das 
Geschäftsjahr 2022 fest. 
 

“Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 

an die Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH, Unna 
 
 

Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichtes 

 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna, Unna und ihrer 
Tochtergesellschaften (der Konzern) – bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. De-
zember 2022, der Konzerngewinn- und Verlustrechnung, dem Konzerneigenkapitalspie-
gel und der Konzernkapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 sowie dem Konzernanhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Be-wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Konzernlage-
bericht der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2022 geprüft. Die in der Anlage genannten Bestandteile des Konzern-
lageberichtes haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht in-
haltlich geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. De-
zember 2022 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 und 

 

• vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht 
in Einklang mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. Unser Prüfungsurteil zum Konzernlagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt 
der in der Anlage genannten Bestandteile des Konzernlageberichtes. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des Konzernlagebe- 
richtes geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
“Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichtes” unseres Bestätigungsvermerkes weitergehend beschrieben. Wir 
sind von den Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum 
Konzernlagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses, 
der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-
teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Konzern-
lageberichtes, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Konzernlageberichtes in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeig-
nete Nach-weise für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
des Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichtes 
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Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Konzernabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-
teilen, der unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht be-
inhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschafts-prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzern-
lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält unter 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-konzern-non-pie 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes. Diese Beschreibung ist 
Bestandteil unseres Bestätigungsvermerkes. 

 
Düsseldorf, 20. Juli 2023 Göken, Pollak und Partner 

Treuhandgesellschaft mbH 
 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 
Steuerberatungsgesellschaft 

  
  
 gez. (Reuter)  gez. (Pencereci) 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer“ 
 
 
Der Konzernabschluss, der Konzernlagebericht und die Erfolgsübersicht für das Geschäfts-
jahr 2022 können bis zur Feststellung des folgenden Konzernabschlusses im Verwaltungs-
gebäude der Stadtwerke Unna GmbH, Heinrich-Hertz-Str. 2, 59423 Unna während der 
Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr und Freitag von 08:30 
Uhr bis 11:30 Uhr) eingesehen werden. 
 
Der Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für das Geschäfts-
jahr 2022 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit veröffentlicht. 

 
Unna, 28. August 2023 
 
 
gez. Ines Brüggemann 
Geschäftsführerin 

 
 

Abl.KrStUN 15 – 54 / 29. August 2023 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-konzern-non-pie
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsvermerk/hgb-konzern-non-pie
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55. Bekanntmachung 
 
 

 
 
 
 

Abl.KrStUN 15 – 55 / 29. August 2023 
 

 

 


